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Die Landesregierung wird aufgefordert, regelmäßig Bericht darüber zu erstatten, wie
viele anerkannte Betreuungsvereine in den Landkreisen und kreisfreien Städten und
insgesamt jährlich jeweils nach § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Landesgesetzes zur Aus-
führung des Betreuungsrechts gefördert werden, inwieweit anerkannte Betreuungs-
vereine trotz Erfüllung der Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 keine Zu-
wendung erhalten und inwieweit die regionale Verteilung der Förderung der regio-
nalen Bedarfssituation an Betreuung entspricht. 

Begründung:

Die Beschränkung der Förderung auf landesweit durchschnittlich einen geförderten
Betreuungsverein für jeweils 38 000 Einwohnerinnen und Einwohner ist ein gerecht-
fertigtes Instrument zur Steuerung der weiteren Entwicklung vor dem Hintergrund
des landesweiten Bedarfs. Es darf aber nicht dazu kommen, dass zukünftig der Bedarf
an Betreuungsvereinen nicht mehr flächendeckend erfüllt werden kann, wenn diese
im Land ungleichmäßig verteilt sind. Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 gewährt das Land aner-
kannten Betreuungsvereinen, deren Anerkennung vor dem 1. Januar 2008 erfolgt und
denen vor diesem Zeitpunkt erstmalig eine Förderung bewilligt worden ist, im Rah-
men einer Vertrauensschutzregelung auf Antrag eine Zuwendung zu den Personal-
und Sachkosten einer hauptamtlichen Fachkraft (gegenwärtig 105 von 106 Vereinen).
Bei anderen anerkannten Betreuungsvereinen ist die Gewährung der Zuwendung an
die Einhaltung der landesweiten Obergrenze und an die Feststellung eines Bedarfs für
die Tätigkeit durch die überörtliche Betreuungsbehörde und die örtlichen Betreu-
ungsbehörden gebunden. Das kann dazu führen, dass in Regionen, in denen Betreu-
ungsvereine benötigt werden, keine Vereine gefördert werden können, weil landes-
weit das Maximum der Förderung erreicht ist und auch in Regionen, in denen der Be-
darf mehr als gedeckt ist, keine Veränderungen vorgesehen sind. Um den Bedarf an
Betreuung flächendeckend und regional differenziert erfüllen zu können, muss es
möglich sein, auf Entwicklungen einzugehen. Wenn und solange es richtig ist, dass
die bisherige Förderung von Betreuungsvereinen nach dem bisher gültigen Landes-
gesetz zur Ausführung des Betreuungsgesetzes zu einer flächendeckend bedarfsgerech-
ten Versorgung geführt hat, muss sich das auch in der Situation der kommunalen Ge-
bietskörperschaften widerspiegeln und besteht kein Handlungsbedarf. Wenn das
nicht der Fall ist, kann von einer flächendeckenden Bedarfsdeckung nicht gesprochen
werden und müssen Anpassungen möglich sein. Angesichts der Summe, mit der
Rheinland-Pfalz die anerkannten Betreuungsvereine im Haushaltsjahr 2008 gefördert
hat (2 485 600 Euro), ist nicht nur, wie im Gesetzentwurf festgestellt wird, mit Rück-
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sicht auf das Ziel der Haushaltskonsolidierung eine wirksame Begrenzung der Aus-
gaben geboten. Es ist auch erforderlich, die vorhandenen Mittel zielsicher im Inter-
esse der Betroffenen einzusetzen. Ziel des Gesetzentwurfes ist es, die Förderung auf
einen angemessenen und erforderlichen Umfang zu beschränken. Gleichzeitig wird das
System der Ausführungsgesetzes als dynamisch dargestellt (Vorlage 15/4452, Seite 5).
Der Bericht bildet die Grundlage zur tatsächlichen Erfüllung dieser Ansprüche.
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